
Prozesskosten zur Erlangung nachehelichen Unterhalts als 
Werbungskosten abzugsfähig 
 
| Prozesskosten zur Erlangung nachehelichen Unterhalts sind als Werbungskosten 
abzugsfähig, wenn der Unterhaltsempfänger die Unterhaltsleistungen als sonstige Einkünfte 
versteuert (begrenztes Realsplittung). Dies hat das Finanzgericht Münster entschieden. Da 
bereits die Revision anhängig ist, muss nun der Bundesfinanzhof entscheiden. | 
 
Hintergrund: Beim begrenzten Realsplitting kann der Unterhaltsverpflichtete die 
Unterhaltszahlungen bis zu 13.805 EUR im Jahr (zuzüglich der aufgewandten Beiträge zur 
Kranken- und Pflegeversicherung [Basisversorgung]) als Sonderausgaben abziehen. Dies bedarf 
allerdings der Zustimmung des Unterhaltsberechtigten, der die Unterhaltszahlungen seinerseits 
als sonstige Einkünfte versteuern muss. 
 

Sachverhalt 

Im Streitfall wurde die Ehe in 2014 geschieden und der frühere Ehemann (EM) zu 
Unterhaltszahlungen verpflichtet. Der EM begehrte, keinen Unterhalt zu zahlen. Die frühere 
Ehefrau (EF) beanspruchte höhere monatliche Zahlungen. In 2015 kam ein gerichtlicher 
Vergleich über die Unterhaltshöhe zustande. 
 
In ihrer Einkommensteuererklärung 2015 erklärte die EF sonstige Einkünfte in Höhe der 
erhaltenen Unterhaltszahlungen und machte die Prozessführungskosten (Gerichts- und 
Rechtsanwaltskosten), die auf die Verfahren betreffend den nachehelichen Unterhalt entfielen, 
steuermindernd geltend. Das Finanzamt lehnte dies aber ab – allerdings zu Unrecht, wie das 
Finanzgericht Münster befand. 

 
Nach Ansicht des Finanzgerichts sind die Prozessführungskosten als Werbungskosten zu 
berücksichtigen, weil die EF den Unterhalt ihres geschiedenen EM versteuert. EF hat die 
Prozessführungskosten aufgewendet, um zukünftig (höhere) Einkünfte in Form von 
Unterhaltsleistungen zu erhalten. Auch soweit es sich bei der Einkunftsart um sonstige Einkünfte 
handelt, können die hiermit zusammenhängenden Kosten der Rechtsverfolgung Werbungskosten 
darstellen. 
 
Beachten Sie | Seit 2013 sind Prozesskosten als außergewöhnliche Belastungen 
grundsätzlich nicht mehr abziehbar. Nur dann, wenn es sich um Aufwendungen handelt, ohne die 
der Steuerpflichtige Gefahr liefe, seine Existenzgrundlage zu verlieren und seine 
lebensnotwendigen Bedürfnisse in dem üblichen Rahmen nicht mehr befriedigen zu können, liegt 
eine Ausnahme vor. Über diese Frage musste das Finanzgericht aber nicht entscheiden, weil es 
die Aufwendungen als Werbungskosten eingestuft hat. 
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